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Deutschland, einig Vaterland

Erklärung des Ministerpräsidenten der DDR Hans Modrow
vom 1. Februar 1990

(Wortlaut)

Europa tritt in eine neue Etappe seiner Entwicklung ein. Das Nachkriegskapitel wird abgeschlos-
sen. Voraussetzungen für eine friedliche und gutnachbarliche Zusammenarbeit aller Völker bil-
den sich heraus. Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten rückt auf die Tagesordnung.

Das deutsche Volk wird seinen Platz beim Aufbau der neuen Friedensordnung finden, in deren
Ergebnis sowohl die Teilung Europas in feindliche Lager als auch die Spaltung der deutschen
Nation überwunden werden. Es ist die Stunde gekommen, einen Schlußstrich unter den Zweiten
Weltkrieg zu ziehen, einen deutschen Friedensvertrag abzuschließen. Durch ihn würden alle Pro-
bleme geregelt, die mit der Aggression Hitler-Deutschlands und dem Scheitern des Dritten Rei-
ches verbunden sind.

Eine endgültige Lösung der deutschen Frage kann nur in freier Selbstbestimmung der Deutschen
in beiden Staaten erreicht werden, in Zusammenarbeit mit den Vier Mächten und unter Berück-
sichtigung der Interessen aller europäischen Staaten. Sie muß den gesamteuropäischen Prozeß
fördern, der unseren Kontinent ein für allemal von militärischen Gefahren befreien soll. Die Annä-
herung beider deutscher Staaten und ihre nachfolgende Vereinigung darf durch niemanden als
Bedrohung betrachtet werden. '

In diesem Sinne schlage ich einen verantwortungsbewußten nationalen Dialog vor. Sein Ziel sollte
es sein, konkrete Schritte zu bestimmen, die zu einem einheitlichen Deutschland führen, das ein
neuer Faktor der Stabilität, des Vertrauens, des Friedens in Europa zu werden bestimmt ist.

Die Vertreter der DDR und der BRD könnten mit einem solchem Dialog und in gleichberechtigten
Verhandlungen bestmögliche Antworten auf die Frage nach der Zukunft der deutschen Nation
finden.

Die Schritte auf dem Weg zur deutschen Einheit könnten sein:

- Abschluß eines Vertrages über Zusammenarbeit und gute Nachbarschaft als eine Vertragsge-
meinschaft, die bereits wesentliche konföderative Elemente enthalten sollte wie Wirtschafts-,
Währungs- und Verkehrsunion sowie Rechtsangleichung.

- Bildung einer Konföderation von DDR und BRD mit gemeinsamen Organen und Institutionen,
wie z. B. parlamentarischer Ausschuß, Länderkammer, gemeinsame Exekutivorgane für
bestimmte Bereiche.

- Übertragung von Souveränitätsrechten beider Staate an Machtorgane der Konföderation.

- Bildung eines einheitlichen deutschen Staates in Form einer Deutschen Föderation oder eines
Deutschen Bundes durch Wahlen in beiden Teilen der Konförderation, Zusammentreten eines
einheitlichen Parlaments, das eine einheitliche Regierung mit Sitz in Berlin beschließt.

Notwendige Voraussetzungen für diese Entwicklung:

- Jeder der beiden deutschen Staaten trägt dafür Sorge, die Schritte zur Einheit Deutschlands mit
seinen Verpflichtungen gegenüber anderen Ländern und Ländergruppen sowie mit notwendigen
Reformen und Veränderungen in Übereinstimmung zu bringen. Hierzu gehört der Übergang der
DDR zur Landerstruktur, Wahrung von Stabilität, Recht und Gesetz im Innern gehören ebenso zu
den unabdingbaren Voraussetzungen wie die strikte Erfüllung früher abgeschlossener Verträge
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zwischen der DDR und der BRD, die unter anderem vorsehen, sich gegenseitig nicht in die inneren
Angelegenheiten einzumischen.

- Wahrung der Interessen und Rechte der Vier Mächte sowie die Interessen aller Völker Europas
an Frieden. Souveränität und sicheren Grenzen. Die Vier Mächte sollten ihre Absicht erklären,
nach Bildung eines einheitlichen deutschen Staates alle aus dem Zweiten Weltkrieg und der
Nachkriegsperiode entstandenen Fragen abschließend zu regeln einschließlich der Anwesenheit
ausländischer Truppen auf deutschem Boden und der Zugehörigkeit zu Militärbündnissen.

- Militärische Neutralität von DDR und BRD auf dem Weg zur Föderation.

Dieser Prozeß der Vereinigung der Deutschen vollzieht sich auf der Grundlage von Vereinbarun-
gen zwischen den Parlamenten und Regierungen der DDR und der BRD. Alle Seiten bekunden
ihren Willen zu demokratischen und gewaltlosen Formen der politischen Auseinandersetzung
und schaffen dazu notwendige Garantien einschließlich Volksbefragungen.

Die Konzeption bekennt sich zu den demokratischen, patriotischen, fortschrittlichen Ideen und
Bewegungen für die Einheit der deutschen Nation aus gemeinsamer Geschichte und jüngster Ver-
gangenheit. Sie bekennt sich zu den humanistischen und zu den antifaschistischen Traditionen
des deutschen Volkes.

Diese Konzeption wendet sich an die Bürger der DDR und der BRD, an alle europäischen Völker
und Staaten, an die Weltöffentlichkeit mit der Bitte um Unterstützung.

Für zwei eigenständige evangelische Kirchen
in BRD und DDR

Resolution der Teilnehmerinnen am Studientag „Kirche und Sozialismus"
der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen

vom 30. Januar 1990

(Wortlaut)
In einer Erklärung vom 17. Januar 1990 sprachen sich Repräsentanten des Kirchenbundes der
DDR und Beauftragte der EKD für „eine der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland
auch organisatorisch angemessene Gestalt, in einer Kirche" aus.

Damit unterwirft sich die bundesdeutsche protestantische Kirche wieder einmal dem politischen
Zeitgeist. Sie ist auf dem Weg, ihr staatskonform obrigkeitshöriges Verhalten fortzusetzen, ohne
aus den fatalen Fehlern der Vergangenheit gelernt zu haben. So macht sie sich zur Wegbereiterin
der Wiedervereinigung der DDR. Die Loccumer Erklärung legt den Grundstein für eine neue
deutsch-nationale Territorialkirche. Die Kirchen leisten damit dem nationalistischen Bewußtsein,
das gegenwärtig die Funktion einer bürgerlichen Ersatzreligion (civil religion) eingenommen hat,
Vorschub. Die in Loccum überschwenglich zu Schau gestellte Harmonie und bruchlose Kontinui-
tät zwischen DDR- und BRD-Kirchen verschweigt, daß es 1969 aufgrund großer Streitigkeiten
(z. B. Militärseelsorgevertrag, Konzept einer „Kirche im Sozialismus") zur Trennung der Kirchen
kam.
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